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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. August 1951 

6-61104-1411/51 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ordnung des 
Schornsteinfegerwesens 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 61. Sitzung am 27. Juni 1951 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die folgende Änderung vorzuschiagen : 

Als weitere Bestimmung wird eingefügt: 

„§ 2 a 

Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, sobald das Land Berlin 
gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschlossen hat.” 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Bundesregierung hat gegen den Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Öruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Ordnung des Schornsteinfegerwesens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bestellung der Bezirksschornstein- 
fegermeister erlischt mit dem Ablauf des 
Kalendervierteljahres, in dem sie das 70. Le- 
bensjahr vollendet haben. 

(2) Die Bestellung der Bezirksschornstein- 
fegermeister, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes das 70. Lebensjahr bereits vollendet 
haben und noch bestellt sind, erlischt am 
30. September 1951. 

(3) Die Bestellung der Bezirksschornstein- 
fegermeister, die das 70. Lebensjahr vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes vollendet haben 
und die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einen Kehrbezirk nicht mehr verwalten, gilt 
mit dem letzten Tage des Vierteljahres als 
erloschen, in dem die Verwaltung des Kehr- 
bezirks geendet hat. 


§ 2 

(1) Bezirksschornsteinfegermeister, die vor 
dem 1. Januar 1935 bestellt worden sind und 
vor dem 30. Juli 1937 für ihre Person weder 
eine Pensionsversicherung abgeschlossen noch 
einer Unterstützungskasse angehört haben, 
erhalten beim Erlöschen ihrer Bestellung nach 
§ 1 Absatz 1 oder 2 von dem Versorgungs- 
verein Deutscher Schornsteinfegermeister 
(Versorgungsverein) Altersrente in Höhe des 
Betrages, der in der von dem Bundesminister 
für Wirtschaft genehmigten Satzung des Ver- 
sorgungsvereins festgelegt ist. 

(2) Soweit in einem Lande Bestimmungen 
ergangen sind, die eine zusätzliche Altersver- 
sorgung der in Absatz 1 genannten Bezirks- 
schornsteinfegermeister vorsehen, bleiben 
diese unberührt. 

§3 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Ordnung des Schornsteinfegerwesens 


A. Allgemeinbegründung 

I. Rechtsgrundlagen 

Das Sdiornsteinfegerwesen ist in der Reichs- 
gewerbeordnung (§§ 39, 39 a, 77) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung der Ge- 
werbeordnung für das Deutsche Reich vom 
13. April 1935 — RGBl. I S. 508 — , in der 
hierzu ergangenen Verordnung über das 
Schornsteinfegerwesen vom 28. Juli 1937 
(VOSch) — RGBl. I S. 831 nebst Berichti- 
gung RGBl. I S. 1134 — und der Gebühren- 
ordnung für die Bestellung als Bezirksschorn- 
steinfegermeister vom 25. November 1936 — 
RGBl. I S. 952 — geregelt. Durch die Ver- 
ordnung über vorübergehende Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Schornsteinfegerrechts 
vom 21. Oktober 1939 — RGBl. I S. 2073 — 
sind einzelne Bestimmungen der Verordnung 
vom 28. Juli 1937 geändert oder aufgehoben 
worden; hierunter fällt insbesondere die 
Altersgrenze nach § 45 dieser Verordnung. 
Das Gesetz über die Altersversorgung für das 
deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 

— RGBl. I S. 1900 — findet auf Bezirks- 
schornsteinfegermeister keine Anwendung 
(§ 35 der Verordnung vom 13. Juli 1939 — 
RGBl. I S. 1255 — ). Zur Regelung der 
sozialen Verhältnisse der Bezirksschornstein- 
fegermeister ist die Verordnung über die 
soziale Versorgung im Schornsteinfegerhand- 
werk vom 28. April 1942 — RGBl. I S. 257 

— ergangen. 

II. Gegenwärtige Rechtsver- 
hältnisse 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 ist 
für den Bereich der britischen Besatzungs- 
zone die Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Schornsteinfegerwesens in 
der britischen Zone vom 10. März 1947 — 
VAWMBl. S. 60 — erlassen worden. Sie be- 
zweckte eine Neueinteilung der Kehrbezirke 
und die Unterbringung der aus den Ost- 
gebieten ausgewiesenen Bezirksschornstein- 
fegermeister und führte die Altersgrenze 
nach § 45 VOSch wieder ein; diese Maß- 


nahme ist jedoch durch die Entscheidung des 
Landesverwaltungsgerichts Gelsenkirchen 
vom 24. November 1949 — II 217/49 — und 
des Oberverwaltungsgerichts Münster vom 
14. Dezember 1950 — III A 56/50 — recht- 
lich zweifelhaft geworden. 

In den Ländern der amerikanischen und der 
französischen Besatzungszone sind zum Teil 
Vorschriften über das Schornsteinfegerwesen 
ergangen, und zwar in 

a) Bremen die Verordnung vom 18. März 

1947 — Brem.GBl. S. 49 — und das Ge- 
setz zur Erhaltung der Feuersicherheit 
der Gebäude vom 7. März 1950 — Brem. 
GBl. S. 29 — sowie die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erlassene Verordnung vom 
3. November 1950 — Brem.GBl. S. 113 — , 
durch welche die Altersgrenze wieder ein- 
geführt worden ist. 

b) Rheinland-Pfalz die Verordnung vom 
15. Februar 1949 — GVB1. Teil I vom 
12. März 1949 — ; sie führte die Alters- 
grenze wieder ein. 

c) Hessen die Verordnung vom 14. Februar 

1948 — GVBl. S. 21 — , die ebenfalls die 
Altersgrenze wieder vorsah, jedoch durch 
die Entscheidung des Hessischen Verwal- 
tungsgerichtshofes vom 25. Mai 1948 — 
V.G.H.R. Nr. 6/48 — für ungültig er- 
klärt worden ist. 

d) Württemberg-Baden die Anordnung des 
Innenministers vom 5. März 1947 — 
V Ho 643 — , durch die die Verordnung 
vom 21. Oktober 1939 mit Wirkung vom 
1. Juli 1946 aufgehoben wurde. 

III. Notwendigkeit der Neu- 
ordnung 

Die gegenwärtige Unterschiedlichkeit in der 
Gesetzgebung und in der Anwendung der 
bisherigen Bestimmungen hat zu einer 
Rechtszersplitterung und Rechtsunsicherheit 
geführt, die neuerdings noch durch die ver- 
waltungsgerichtlichen Entscheidungen ver- 
schärft ist,. 
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1. Dies gilt vor allem für die Altersgrenze 
nach § 45 VOSch, deren einheitliche Wieder- 
herstellung eine grundlegende Voraussetzung 
für die übrigen zu lösenden Fragen des 
Schornsteinfegerwesens ist. Nach den vorge- 
nannten Urteilen des Hessischen Verwal- 
tungsgerichtshofes und des Landesverwal- 
tungsgerichts Gelsenkirchen, das durch das 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster 
vom 14. Dezember 1950 bestätigt worden 
ist, ist die Einführung einer Altersgrenze für 
Kehrbezirksinhaber (§ 45 VOSch) durch die 
Ermächtigung in Artikel 2 des Gesetzes zur 
Änderung der Gewerbeordnung vom 
13. April 1935 nicht gedeckt. Durch diese 
Entscheidungen ist die Rechtsgrundlage auch 
für alle übrigen Länder, in denen die Alters- 
grenze wiedereingeführt worden ist, gefähr- 
det. In Schleswig-Holstein sind Klagen mit 
dem gleichen Ziel bereits anhängig gemacht; 
weitere sind auch in anderen Ländern zu er- 
warten. Welche Auswirkungen dieser Zu- 
stand der Unsicherheit sowohl vom Stand- 
punkt der öffentlichen Sicherheit als auch für 
das gesamte Schornsteinfegerwesen, Meister 
und Gesellen, in wirtschaftlicher und sozialer 
Hinsicht erwarten läßt, braucht nicht beson- 
ders begründet zu werden. 

Im Interesse der öffentlichen Sicherheit muß 
der Bezirksschornsteinfegermeister seinem 
Kehrbezirk in umfassender Weise vorstehen. 
Er muß daher, selbst wenn er Kehrarbeiten 
nicht mehr persönlich vornimmt, zumindest 
in der Lage sein, deren ordnungsmäßige 
Durchführung an Ort und Stelle zu über- 
wachen. Zur Ausübung dieser gefahrvollen 
Tätigkeit ist er erfahrungsgemäß nicht mehr 
in der Lage, wenn er das 70. Lebensjahr voll- 
endet hat. Er verfügt dann in der Regel nicht 
mehr über die notwendige körperliche und 
geistige Rüstigkeit zur Ausübung seines Be- 
rufes. 

Die sozialen Grundlagen der Berufsangehöri- 
gen sind durch den gegenwärtigen Zustand 
auf das schwerste erschüttert. Die durch die 
Kehrbezirkseinteilung begrenzte Berufsaus- 
übung, mit der ein Abdrängen der nach- 
rückenden Kräfte und der Flüchtlinge ver- 
bunden ist, setzt einen ordnungsmäßigen und 
normalen Zu- und Abgang innerhalb des Be- 
rufsstandes voraus, wenn sie eine innere 
Rechtfertigung haben soll. Die trotz Drosse- 
lung der Lehrlingshaltung vorhandene Über- 
alterung der Gesellen (Kehrbezirksanwärter 
bis 45 Jahre und darüber) hat ein bisher 
nicht gekanntes Ausmaß erreicht, das nur 


durch die Freimachung der Kehrbezirke von 
überalterten Inhabern auf einen vertretbaren 
Umfang zurückgeführt werden kann. 

Die Wiedereingliederung der aus den Ost- 
gebieten vertriebenen Bezirksschornstein- 
fegermeister ist mit der Lösung dieser Frage 
auf das engste verknüpft. Das Problem ist in 
der britischen Zone durch die Verordnung 
vom 10. März 1947 nahezu ganz und in den 
meisten anderen Ländern zum großen Teil 
gelöst, im Lande Bayern jedoch wegen der 
dort herrschenden besonders ungünstigen 
Verhältnisse noch weitgehend ungelöst. Die 
Lage der Vertriebenen ist in diesem Lande 
unhaltbar geworden. Sie war Anlaß für den 
Bundesminister für Wirtschaft, bei den übri- 
gen Ländern des Bundesgebietes auf die 
Übernahme eines Teiles der Ostmeister hin- 
zuwirken. Von den über 80 in Bayern an- 
sässigen Ostmeistern sind inzwischen 40 zur 
Unterbringung in Kehrbezirke auf die an- 
deren Länder überführt worden. Die in 
Bayern noch verbliebenen Ostmeister haben 
in absehbarer Zeit keine Aussicht auf Erlan- 
gung eines Kehrbezirkes, wenn die Alters- 
grenze nicht wieder eingeführt wird. Mehr 
als 110 Bezirksschornsteinfegermeister über 
70 Jahre machen in Bayern das Problem des 
Nachrückens der jüngeren Kräfte und der 
Flüchtlinge unlösbar. Zur wirksamen Ände- 
rung dieser Verhältnisse bedarf es außer- 
gewöhnlicher Maßnahmen. Sie können nur 
dadurch erfolgreich getroffen werden, daß im 
gesamten Bundesgebiet gleiche Voraussetzun- 
gen für die Schaffung und Freimachung von 
Kehrbezirken bestehen und eine gerechte, die 
Interessen der Länder und der Gesellen gleich- 
mäßig berücksichtigende Aufteilung der Ost- 
meister auf das Bundesgebiet herbeigeführt 
wird. 

Die Wiedereinführung einer für das gesamte 
Bundesgebiet geltenden Altersgrenze ist da- 
her von entscheidender Bedeutung für die 
Ordnung des Schornsteinfegerwesens. 

2. Das Erlöschen der Bestellung durch Er- 
reichen der Altersgrenze macht eine Regelung 
der Altersversorgung für die ausscheidenden 
Bezirksschornsteinfegermeister erforderlich, 
soweit ihre Versorgung bisher nicht gesichert 
ist. Ihre Versorgungsbezüge sind durch den 
auf Grund des § 28 VOSch bestehenden Ver- 
sorgungsverein Deutscher Schornsteinfeger- 
meister (VV.) sicherzustellen, obgleich von 
den durch die Neuregelung betroffenen Mei- 
stern zum Teil keine Beiträge an den Ver- 
sorgungsverein gezahlt worden sind. Diese 
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Belastung kann nur von der Gesamtheit der 
im Versorgungsverein zusammengeschlosse- 
nen Bezirksschornsteinfegermeistern getra- 
gen werden. Die durch die Durchführung 
dieses Gesetzes auf einmal in einzelnen Län- 
dern entstehenden Rentenlasten könnte ein 
Land allein nicht aufbringen. Hierbei ist da- 
für Sorge zu tragen, daß der VV., der seine 
Aufgaben durch den Zusammenbruch vor- 
übergehend nicht erfüllen konnte, inzwischen 
aber seine Tätigkeit wieder aufgenommen 
hat, die Versorgung der Bezirksschornstein- 
fegermeister nach Maßgabe der VOSch und 
der Satzung in vollem Umfange für das ge- 
samte Bundesgebiet übernimmt. 

3. Die US-Militärregierung hat sich unter 
Zurückstellung ursprünglicher Bedenken mit 
der Beibehaltung der Kehrbezirkseinteilung 
und mit dem Erlaß gesetzlicher Bestimmun- 
gen in diesen Ländern nach einem von der 
Verwaltung für Wirtschaft aufgestellten und 
von ihr am 6. September 1949 genehmigten 
Gesetzentwurf einverstanden erklärt. Für 
ihren Entschluß waren die unter III, 1 ge- 
nannten Gesichtspunkte, nämlich Sicherung 
gegen eine Überalterung der Gesellen und 
Unterbringung der Vertriebenen durch eine 
gesetzliche Festlegung des Ausscheidens der 
überalterten Meister von wesentlicher Be- 
deutung. 

Die Lander haben bisher, mit A.usnahme von 
Bremen, eine eigene Gesetzgebung bis zum 
Erlaß eines Bundesgesetzes zurückgestellt. Sie 
sind in Übereinstimmung mit den Vertre- 
tungen des Berufsstandes (Meister- und Ge- 
scllenschaft) der Überzeugung, daß das 
Schornsteinfegerrecht nur auf drei Grund- 
lagen ruhen kann: 

1. dem Kehrbezirk, 

2. der Altersgrenze und 

3. der Altersversorgung. 

Diese Regelung ist eine Gesamtregelung. 
Nimmt man einen ihrer drei Bestandteile 
heraus, so verliert die Gesamtregelung ihren 
Sinn und ihre Rechtfertigung. 

Die Zersplitterung des Schornsteinfegerrechts 
und die dadurch bedingte Rechtsunsicherheit 
sowie die Lösung der aufgezeigten Probleme, 
die über den Bereich einzelner Länder hin- 
ausgehen, machen eine bundeseinheitliche und 
beschleunigte Regelung dringend erforder- 
lich. Sie ist von den Ländern gewünscht wor- 
den. Ihre Notwendigkeit hat die sonst nicht 
zu erreichende Unterbringung der Ostmeister 
aus den mit Flüchtlingen besonders stark be- 


legten Ländern und der überalterten Ge- 
sellen erneut gezeigt. Die in dem Gesetz vor- 
gesehenen Maßnahmen erscheinen hierfür ge- 
eignet. 

Für ihre Regelung durch Bundesgesetz sind 
folgende rechtliche Erwägungen maßgebend: 
Die Tatsache, daß das Schornsteinfegerwesen, 
dessen Angelegenheiten zum Teil feuerpoli- 
zeilicher Natur sind, in die Gewerbeordnung 
aufgenommen worden ist, zeigt, daß der Ge- 
setzgeber diese Tätigkeit als eine vorwiegend 
gewerberechtliche Materie angesehen hat. Er 
hat sich hierfür entschieden trotz der Doppel- 
stellung, die der Schornsteinfeger als Ge- 
werbetreibender und als feuerpolizeiliches 
Hilfsorgan in beamtenähnlicher Stellung seit 
jeher hat. Die Gewerbeordnung, das hierzu 
ergangene Gesetz vom 13. April 1935, die 
VOSch vom 28. Juli 1937 und die Verord- 
nung über die Regelung der sozialen Ver- 
hältnisse vom 28. April 1942 sind Bundes- 
recht geworden. Die Materie gehört nach Ar- 
tikel 74 Nr. 11 GG zur konkurrierenden 
Gesetzgebung des Bundes. Das Recht der 
Schornsteinfeger ist, da dieser Beruf zum 
Handwerk gehört, Teil des Handwerks- 
rechts. Die durch die besondere Eigentümlich- 
keit dieses Berufs bedingte enge Verbindung 
der gewerblichen Aufgaben mit den feuer- 
polizeilichen lassen eine Trennung zwischen 
dem Handwerksrecht, das der Bundesgesetz- 
gebung unterliegt, und dem Recht der 
Feuerpolizei, dessen Regelung zum Bereich 
der Länder gehört, nicht angezeigt erscheinen, 
weil damit das bisherige bewährte einheitliche 
Schornsteinfegerrecht eine unerwünschte, dem 
öffentlichen Interesse und dem Berufsstand 
nicht dienliche Rückentwicklung erfahren 
würde. Die Voraussetzungen einer bundes- 
gesetzlichen Regelung gemäß Artikel 72 Ab- 
satz 2 Nr. 1 und 3 GG sind gegeben. 

B. Einzelbegründung 

Zu § 1: 

Durch die Vorschrift in Absatz 1 wird die 
Altersgrenze wieder einheitlich eingeführt. Die 
Vollendung des 70. Lebensjahres als Grenze 
für die Ausübung des Schornsteinfegerhand- 
werks entspricht der bisherigen Regelung nach 
der VOSch. 

Für diejenigen Bezirksschornsteinfegermeister, 
die bereits in den letzten Jahren das 70. Le- 
bensjahr vollendet haben, aber wegen Fehlens 
einer gesetzlichen Altersgrenze in ihrem Lande 
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den Kehrbezirk noch verwalten, ist es ange- 
bracht, das Erlöschen ihrer Bestellung erst 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes eintreten 
zu lassen (Absatz 2). 

Die Gültigkeit des § 45 VOSch ist verschie- 
dentlich angezweifelt worden. Hieraus ergibt 
sich für diejenigen Bezirksschornsteinfeger- 
meister, die mit der Vollendung des 70. Le- 
bensjahres vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bereits aus dem Kehrbezirk ausgeschie- 
den sind, eine gewisse Rechtsunsicherheit. Um 
sie zu beseitigen und dem tatsächlich bestehen- 
den Zustand Rechnung zu tragen, ist das Er- 
lösdien der Bestellung auf den Zeitpunkt des 
tatsächlichen Ausscheidens in Absatz 3 zu- 
rückdatiert worden. 


Zu § 2: 

Die Fassung des § 2 ist durch die Wiederein- 
führung der Altersgrenze bedingt. Durch sie 
wird die Versorgung der über 70 Jahre alten 
Bezirkssdiornsteinf egermeister sichergestellt, 
deren Bestellung mit Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erlischt. Das Gesetz erkennt ihnen die 
Altersrente in der gleichen Höhe zu, wie sie 
nach der Satzung des Versorgungs Vereins den 
übrigen Bezirksschornsteinfegermeistern ge- 
währt wird. Eine Regelung der Hinterblie- 
benenversorgung erübrigte sich, da sie bereits 
durch § 5 der Verordnung über die soziale 
Versorgung im Sdiornsteinfegerhändwerk vom 
28. April 1942 und durch den Erlaß des 
Reichswirtschaftsministers vom 15. Mai 1944 
— II 1/8-1841/44 — erfolgt ist. 
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